Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 

1949 


Drucksadle Nr. 871 


Änderungsantrag 

der Fraktion der KPD 

zum Mündlichen Bericht des Ausschusses für Fragen 
der Jugendfürsorge (33. Ausschuß) 
über den Antrag der Fraktion der SPD 
- Nr. 751, 355 der Drucksachen - 


betr.: Sofortmaßn ahmen zur Behebung der Not der 
arbeits-, beruf s- und heimatlosen Jugend. 

Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird ersucht, in Zusammenarbeit mit den 
Länderregierungen, den in den Ländern anerkannten Spitzenver- 
bänden der Freien Wohlfahrtspflege, dem Deutschen Jugendring, der 
Freien Deutsciien Jugend, dem Deutschen Gewerkschaflsbund sowie 
mit den berufenen Vertretungen der Flüchtlinge wirksame Maß- 
nahmen nach folgenden Gesiclitsp unkten zu ergreifen, um die Not 
der arbeits- und berufslosen Jugend zu beheben: 

1. Kleinbetriebe (bis zu 50 Bcscliäfligten) erhalten bei der Ein- 
stellung von Lehrlingen steuerliche Vergünstigungen und ver- 
billigte Kredite. 

2. Alle Betriebe mit einer Beschädig teniahl von mehr als 200 
Arbeitern und Angestellten werden gesetzlich verpflichtet, auf 
je 100 Beschäftigte mindestens 5 Lehrlinge einzustellen. 

3. Für Jugendliche, die keine Lehr- oder Arbeitsstelle finden, sind 
bei den Berufs- und Fadiscliulen besondere öffentliche unent- 
geltliche Kurse und Fächsdiullehrgänge einzurichten, wobei die 
Begabtenförderung im Vordergrund stehen muß. Diese Aus- 
bildungszeit ist auf eine spätere Lehrzeit voll anzurechnen. 

Bei den höheren staatlichen und kommunalen Lehranstalten 
und Universitäten einschließlidi der Lech:ni‘^chen Flochschulen 
wird zur Förderung der Ausbildung begabter Jugendlicher 
eine dem Bedürfnis entsprechende Anzahl von Freistellen ge- 
schaffen. 

Die dafür benötigten Mittel stellt die Bundesregierung zur 
Verfügung. 

Bei allen Sofortmaßnahmen zur Behebung der Not der arbeits- 
und berufslosen Jugend ist das Prinzip der Gleichberechtigung 
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der weiblichen Schulentlassenen und Jugendlichen gegenüber 
den männlichen zu sichern und das Recht auf freie Berufs- 
wahl zu garantieren. 

4. Alle Schulentlassenen und darüber hinaus alle Jugendlichen, 
die keine Lehrstelle oder keinen Arbeitsplatz finden, sind als 
Arbeitslose anzuerkennen und erhalten aus staatlichen Mitteln 
eine Arbeitslosenunterstützung, deren Errechnung sich nach 
dem AVAVG unter Zugrundelegung eines Wochenlohnes von 
35. — DM richtet. Jugendliche, die einen selbständigen Haus- 
halt führen bezw. in Untermiete wohnen, erhalten auf der- 
selben Grundlage eine w'öchentliche Unterstützung, für deren 
Errechnung ein Wochengrundlohn von 45. — DM eingesetzt 
wird. 

Jugendlidie, die im Rahmen dieser Hilfsmaßnahmen Frei- 
stellen an höheren Lehranstalten einschließlich der Universität 
erhalten, haben denselben Anspruch. 

5. Eltern und Erziehungsberechtigte, deren Einkommen monat- 
lich den Betrag von 250. — DM nicht übersteigt, erhalten für 
jedes Kind, das in einem Lehr Verhältnis steht, eine monat- 
liche Ausbildungsbeihilfe in der Höhe von 30. — DM. Bei 
einem Einkommen von weniger als 300. — DM wird die Aus- 
bildungsbeihilfe in der Hohe von 15. — DM pro Monat 
gewährt. 

Die für die vorgesdilagenen Hilfsmaihiahmen notwendigen 
Mittel sind durch die Bundesregierung aufzubringen. 

6. Bei den Sofortmaßnahmen zur Behebung der Not der arbeits- 
und berufslosen Jugend sind das Jugendaufbauwerk und die 
Unternehmerverbände auszuschalten. 

Die Wiedereinführung des Arbeitsdienstes in offener oder ver- 
steckter Form ist verboten. 

7. Die Ziffer 4 auf Drudesache Nr. 751 - „Laufender übergebiet- 
licher Ausgleich von Lehrlingen und jugendlichen Arbeitskräffen'’- 
ist zu streichen. 

8. Die Ziffer 5 auf Drucksache Nr. 751 - „Förderung und Er- 
richtung von Auffanglagern aus Bundcsmitteln” - ist zu streidien. 

9. Die Ziffer 7 auf Drucksache Nr. 751 - „Einführung eines 
9. Schuljahres” - ist zu streichen. 


Bonn, den 27. April 19JO 


Renner und Fraktion 


Abgclchnt in der 61. Sitzung am 4. Mai 1950 



